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Chronique générale

Eléments du système politique

Problèmes politiques fondamentaux

Image de la Suisse à l'étranger

Die vom New Yorker Konsumentenforschungsinstitut GfK jährlich durchgeführte Studie
zum Image von 50 Ländern weist die Schweiz auf Rang 8 aus. Das EDA bezeichnet
diesen Rang in Anbetracht der negativen Schlagzeilen zur UBS-Affäre als
ausgezeichnetes Ergebnis. Als grösste Stärken der Schweiz betrachtet die  Studie das
Engagement für die Umwelt, die Lebensqualität und die Respektierung politischer
Rechte. Hingegen scheint das Image der Bevölkerung von einigen Ländern eher negativ
beurteilt worden zu sein. In Deutschland, Frankreich, der Türkei und Ägypten rutschte
dieser Indikator im Vergleich zum Vorjahr stark ab. Dies dürfte auf die auch
international stark wahrgenommenen Abstimmungsresultate – etwa zur
Minarettinitiative - zurückzuführen sein. Angeführt wird die Rangliste von den USA,
Deutschland und Frankreich. 1

ÉTUDES / STATISTIQUES
DATE: 01.02.2011
MARC BÜHLMANN

Climat national

Gleich drei unterschiedliche international vergleichend angelegte Umfragen kamen
2015 zum Schluss, dass in der Schweiz die glücklichsten Menschen leben. Bereits Ende
2014 erfasste das internationale Befragungsinstitut Gallup in zahlreichen Ländern den
Anteil an glücklichen Menschen. Im Vergleich zum Vorjahr hatte dieser in der Schweiz
leicht zugenommen: 73% aller rund 1000 Befragten gaben an, glücklich zu sein. Ende
2013 hatte dieser Anteil noch bei 68% gelegen. Im Vergleich zu den Nachbarländern
sind die Menschen in der Schweiz damit glücklicher. Die entsprechenden Anteile an
Personen, die angaben glücklich oder gar sehr glücklich zu sein, waren in Deutschland
(59%), Frankreich (43%) und Italien (41%) deutlich geringer. 
Ein ähnliches Bild zeichnete eine Studie von Eurostat, dem Statistischen Amt der
Europäischen Union, die mehr als 350'000 Personen in Europa nach ihrer generellen
Lebenszufriedenheit befragte. Die am internationalen Tag des Glücks publizierte
Auswertung zeigt die mittlere Lebenszufriedenheit auf einer Skala von 0 (gänzlich
unzufrieden) bis 10 (völlig zufrieden) pro Land. Erfasst wurden neben den 28
Mitgliedstaaten auch Serbien, Island, Norwegen und die Schweiz. Bei Letzterer
erreichte die mittlere Lebenszufriedenheit den höchsten Wert (8.0 Punkte), den neben
der Schweiz auch Dänemark, Finnland und Schweden erzielten. Schlusslichter bildeten
hier Serbien (4.9) und Bulgarien (5.8). Die mittlere Lebenszufriedenheit in der gesamten
EU wurde mit 7.1 ausgewiesen. Jüngere Befragte zeigten sich insgesamt zufriedener als
ältere. Die Lebenszufriedenheit scheint zudem mit einer guten Gesundheit und hohem
Einkommen einher zu gehen. Arbeitslose sind mit ihrem Leben hingegen weniger
zufrieden. 
Mehr als 150 Länder waren schliesslich Gegenstand einer von der UNO angestossenen
Untersuchung, dem so genannten World Happiness Report, der eine Zusammenfassung
verschiedener nationaler und internationaler Befragungen zwischen 2012 und 2014
darstellt. Im internationalen Vergleich schneidet auch hier die Schweiz am Besten ab,
gefolgt von Island, Dänemark und Norwegen. Der über 150 Seiten lange Report macht
unter anderem das BIP, die Lebenserwartung und die soziale Unterstützung für die
Erklärung von Glück - auch hier primär anhand der Lebenszufriedenheit gemessen -
verantwortlich. 2

ÉTUDES / STATISTIQUES
DATE: 25.04.2015
MARC BÜHLMANN

Im achten jährlich erscheinenden World Happiness Report rangierte die Schweiz für
die Ausgabe 2020 auf Platz drei, nachdem sie im letzten Jahr auf den sechsten Rang
gerutscht war. Erneut teilte sie sich die vordersten Plätze mit skandinavischen Ländern,
unter den Top Ten befanden sich zudem Neuseeland sowie das Nachbarland
Österreich. Deutschland belegte den 17., Frankreich den 23. und Italien den 30. von
insgesamt 153 Plätzen. Auf den letzten Plätzen landeten viele von Kriegen und Konflikten
besonders betroffene Länder wie Afghanistan (153.), Südsudan (152.), Jemen (146.) oder
die Zentralafrikanische Republik (149.), aber ebenso Staaten in Friedenszeiten wie
Indien (144.) oder Ruanda (150.). Nicht auf der Liste befand sich etwa das
Bürgerkriegsland Syrien. Wie auch bereits im letzten Jahr am meisten Punkte
hinzugewonnen hat das subsaharische Land Benin, welches neu auf dem 86. Platz und

ÉTUDES / STATISTIQUES
DATE: 20.03.2020
CHRISTIAN GSTEIGER

01.01.65 - 01.01.22 1ANNÉE POLITIQUE SUISSE — SÉLECTION D'ARTICLES SUR LA POLITIQUE SUISSE



damit erneut im Mittelfeld liegt. Im Jahr 2015 lag das Land noch auf dem 155. und somit
beinahe letzten Platz.
In die Bewertung flossen wie jedes Jahr verschiedene Kriterien mit ein: Nebst
Wohlstand, Korruption oder Lebenserwartung wurde auch eruiert, inwiefern die
Menschen in den untersuchten Ländern bei Schwierigkeiten («trouble») von der
Gesellschaft unterstützt wurden, in welchem Masse sie Entscheidungs- und
Meinungsfreiheiten genossen und auch, welche Emotionen sie in den letzten Tagen
fühlten, welchen Tätigkeiten sie nachgingen und wofür sie Geld ausgaben.
Vermehrt Beachtung erhielten in der diesjährigen Ausgabe ferner Auswirkungen
sozialer und natürlicher Umweltfaktoren. Betrachtet wurden die Unterschiede zwischen
ruralen und urbanen Wohngebieten, die Bevölkerungsdichte, Luftqualität,
Auswirkungen des Klimawandels (Wetterextreme) oder auch, ob Zeit in der Natur –
beispielsweise mit Wandern, Baden oder Gärtnern – verbracht wurde. Zumindest vom
letztgenannten Kriterium hätte die Schweiz als Wander- und Seenland auf der Rangliste
profitieren können, doch erfolgte die Untersuchung der Umweltfaktoren in einem
separaten Kapitel und ohne Punktewertung.
Nicht miteinbezogen in den World Happiness Report wurden Auswirkungen des
Coronavirus, der Untersuchungszeitraum reichte nur bis ins Jahr 2019. 3

Ordre juridique

Droit de cité

Die Zahl der Einbürgerungen erreichte den Rekordstand des Vorjahres mit 19'460 nicht
mehr ganz (-3%). Ein gutes Viertel davon entfiel auf Italienerinnen und Italiener. Die
nächsten Plätze belegten Personen aus dem ehemaligen Jugoslawien (2'742), der Türkei
(1'818) und Frankreich (1'458). 4

ÉTUDES / STATISTIQUES
DATE: 31.12.1997
HANS HIRTER

Die Zahl der Einbürgerungen nahm 1998 um 11.5 Prozent auf 21'705 zu. An der Rangliste
der Herkunftsländer der Eingebürgerten änderte sich im Vergleich zum Vorjahr nichts.
An der Spitze mit 5'722 Personen stand weiterhin Italien, gefolgt vom ehemaligen
Jugoslawien (3'296), Türkei (2'093) und Frankreich (1'761). 5

ÉTUDES / STATISTIQUES
DATE: 31.12.1998
HANS HIRTER

Ordre public

Am meisten Grosskundgebungen (1'000 und mehr Teilnehmende) fanden für einmal in
Genf statt (sieben); je sechs waren es in Bern und Zürich. Insgesamt kam es zu 25
Grossdemonstrationen (1994: 26). Wie immer in den letzten Jahren standen
mehrheitlich nicht die Verhältnisse in der Schweiz, sondern die Politik anderer Staaten
betreffende Fragen im Vordergrund (14). Bei elf dieser Manifestationen protestierten in
der Schweiz wohnende Ausländer (Albaner aus dem serbischen Kosovo, Kurden und
Alewiten aus der Türkei, Tamilen aus Sri Lanka sowie Tibeter) gegen die Verhältnisse in
ihren Heimatländern. Drei grosse und eine Vielzahl von kleineren lokalen
Demonstrationen hatten die französischen Atomversuche im Pazifik zum Thema;
auffallend war, dass sich dabei sehr viele Jugendliche engagierten. Bei den elf
Grossdemonstrationen zu schweizerischen Themen standen die Proteste des
Verwaltungspersonals gegen kantonale Sparmassnahmen (v.a. in der Waadt) sowie die
Wünschbarkeit der Integration der Schweiz in die EU im Vordergrund. Die beiden
grössten Kundgebungen fanden in Bern statt und mobilisierten je rund 12'000 Personen
(Kosovo-Albaner resp. Gegner der französischen Atomversuche).

In der folgenden Zusammenstellung sind die Kundgebungen der Gewerkschaften zum 1.
Mai, welche in den Grossstädten jeweils einige Tausend Beteiligte aufweisen, nicht
erfasst. Demonstrationen mit 1'000 und mehr Teilnehmenden:
Genf: 2'000/Kurden, 4'000/Tamilen, 4'000/gegen franz. Atomversuche,
7'000/Kosovo-Albaner, 1'000/Gewerkschafter, 1'500/im Vorfeld eines Militär-Defilees,
2'000/gegen Verhaftungen anlässlich Militär-Defilee;
Bern: 2'500/Bosnier, 1'000/Exil-Tibeter, 12'000/Kosovo-Albaner, 6'000/gegen franz.
Atomversuche, 12'000/gegen franz. Atomversuche, 4'000/Tamilen;
Zürich: 2'000/Alewiten aus der Türkei, 1'500/Kosovo-Albaner, 1'000/Schwule und
Lesben, 3'000/gegen den Krieg in Bosnien, je 10'000/contra EU-Beitritt resp. für eine
offene Schweiz);
Lausanne: 10'000/kantonale Angestellte gegen Sparmassnahmen, 10'000/kantonale
Angestellte gegen Sparmassnahmen;

ÉTUDES / STATISTIQUES
DATE: 31.12.1995
HANS HIRTER
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Amriswil (TG): 3'000/Landwirte;
Biel: 3'000/pro EU-Beitritt;
Basel: 1'000/Alewiten aus der Türkei;
Luzern: 1'000/kantonale Angestellte gegen Sparmassnahmen. 6

Politique étrangère

Suisses de l'étranger

Comme en 2014, le nombre des Suisses à l'étranger a encore augmenté. Selon la
statistique des étrangers du DFAE, il est passé de 746'885 à 761'930, ce qui représente
une hausse d'un peu plus de 2%, soit 15'045 citoyens suisses en plus vivant à l'étranger.
La plus forte hausse en nombre absolu a été enregistrée en France (+4'173 personnes)
et en Allemagne (+2'103 personnes), tandis que celle en pourcentage a été à nouveau
recensée en Asie (+3.5%). Les autres pays qui ont accueilli plus de Suisses par rapport à
2014 sont notamment les Etats-Unis (+1'522 personnes), la Grande-Bretagne (+1'216
personnes), Israël (+744 personnes), l'Autriche (+486 personnes) et la Thaïlande (+420
personnes). Notons que deux tiers des Suisses de l'étranger vivent en Europe,
principalement dans les pays limitrophes de la Suisse. 7

ÉTUDES / STATISTIQUES
DATE: 31.12.2015
CAROLINE HULLIGER

Politique économique extérieure

A l'exception du Japon, la situation économique des pays membres de l'OCDE a été
caractérisée en 1981 par la persistance d'une croissance faible, un chômage élevé, de
fortes pressions inflationnistes et un ralentissement des échanges. Bien que les effets
du second choc pétrolier de 1979/80 se soient peu à peu estompés au cours de
l'année, la conjoncture internationale a continué de stagner en raison des politiques
monétaires et budgétaires restrictives menées par un grand nombre de pays
industrialisés pour endiguer l'inflation, demeurée à un niveau jugé inacceptable par la
majorité d'entre eux. Les taux d'intérêts pratiqués par les Etats-Unis pour assainir leur
économie et la hausse du dollar qui en a résulté ont eu une incidence notoire sur
l'orientation restrictive de la politique économique adoptée en particulier par ses alliés
européens, même si certains d'entre eux, comme la France, ont voué une attention
égale à la lutte contre l'inflation et à la sécurité de l'emploi. Le redressement de la
conjoncture mondiale, promis pour le second semestre de 1981, a une nouvelle fois été
différé. Ni les USA ni les pays européens n'ont en effet réussi à maîtriser leur inflation.
Voir également les craintes exprimées par les gouvernements européens à propos de la
politique anti-inflationniste du Trésor américain à l'occasion de la conférence
monétaire internationale à Lausanne et lors de la rencontre des ministres de l'OCDE.

Dans ce contexte de récession, le volume du commerce extérieur de la Suisse s'est
bien maintenu. Tant les carnets que les entrées de commandes se sont hissés dans la
plupart des secteurs au-dessus du niveau atteint en 1980. Il est vrai que notre
économie exportatrice a bénéficié de la dépréciation marquée du franc entre 1979 et le
milieu de 1981 ainsi que des efforts consentis ces dernières années pour rationaliser et
moderniser notre appareil de production. A la suite du raffermissement progressif de
notre monnaie depuis juin, des signes de fléchissement ont été enregistrés au terme de
l'année dans la croissance de nos exportations. Néanmoins, la balance des revenus,
déficitaire en 1980, a présenté à nouveau un solde actif en 1981. L'excédent des
transactions courantes a été évalué à quelque CHF quatre milliards. Ce résultat positif
provient avant tout d'un déficit moins élevé de la balance commerciale, en partie grâce
à un recul des importations de l'ordre de 4.8 pourcent en termes réels, ainsi que d'une
amélioration plus substantielle de celle des revenus de capitaux.

En dépit de la stagnation économique qui s'est prolongée à l'étranger, le volume de nos
exportations s'est accru en moyenne de 3.2 pourcent par rapport à l'année
précédente. Cependant, en valeur réelle, la progression n'a été que de 1.3 pourcent.
Après une phase de ralentissement observée à partir de l'été 1980, une reprise
graduelle s'est dessinée dès le premier trimestre 1981, et ce jusqu'au troisième, au
cours duquel les livraisons à l'étranger ont dépassé d'environ cinq pour cent le niveau
correspondant de 1980. Pour leur part, les prix à l'exportation, en hausse au début de
l'année, se sont par la suite stabilisés, progressant en moyenne de 5.8 pourcent. Ce
sont les ventes à l'étranger de l'industrie chimique et de l'horlogerie qui, en valeur
nominale, ont le plus augmenté, tandis que les exportations de métaux et d'ouvrages

ÉTUDES / STATISTIQUES
DATE: 31.12.1981
JEAN-FRÉDÉRIC GERBER
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métalliques ont stagné. La répartition régionale reflète pour l'essentiel les
développements de la conjoncture et du taux de change. Ainsi nos exportations se sont
accrues avant tout dans la zone du dollar, en particulier avec le continent nord-
américain et les pays de l'OPEP. Alors que les livraisons aux pays en développement
(PVD) non producteurs de pétrole se sont bien maintenues, en revanche, celles en
direction de la Communauté européenne (CEE), à l'exception de la France et de l'Italie,
ont été nettement moins dynamiques. En ce qui concerne les importations, elles ont
reculé de deux pour cent en volume. Cette diminution traduit évidemment
l'affaiblissement de la conjoncture helvétique durant la majeure partie de l'année. Les
entreprises ont eu tendance à réduire leurs achats, en recourant davantage à leurs
stocks. Quant aux prix à l'importation, ils ont légèrement baissé dès l'appréciation du
franc suisse, non sans avoir subi une hausse importante de 8.9 pour cent en début
d'année. Ainsi, la balance du commerce extérieur de la Suisse, caractérisée en 1980 par
un excédent de dépenses de CHF 10.4 milliards, a vu son déficit diminuer de 30
pourcent environ en 1981, pour s'établir à 7.3 milliards. 8

Dans le sillage d’une conjoncture internationale à la croissance extrêmement
vigoureuse (4% dans la zone OCDE), l’économie suisse a atteint un taux de croissance
de 3,3%, le plus élevé depuis une décennie. Le PIB a lui aussi indiqué une croissance
de 3,3%. Les exportations ont enregistré une augmentation de 11,9% (valeur nominale)
par rapport à 1999, pour une somme totale de 104'494 millions de francs. En tête, la
chimie et les appareils électriques ont à eux-deux représenté 58,2% des exportations.
Les principaux pays industrialisés européens clients de la Suisse ont été l’Allemagne
(22,3% du volume total des exportations), la France (9%) et l’Italie (7,6%). Les pays de
l’UE ont abrité 60,7% des exportations helvétiques, les pays industrialisés non
européens 17,3% (dont 11,7% pour les Etats-Unis et 3,7% pour le Japon). 9

ÉTUDES / STATISTIQUES
DATE: 30.12.2000
FRANÇOIS BARRAS

La somme totale des importations suisses a représenté un montant de 105'844
millions de francs, pour une augmentation de 14% (valeur nominale) par rapport à 1999.
L’UE a fourni 77,4% des produits importés (31,4% de l’Allemagne, 10,6% de la France,
10,1% de l’Italie), les Etats-Unis ont représenté 6,9% des importations et le Japon 3%.
Produits en tête des importations: chimie et appareils électriques. La balance
commerciale a enregistré un déficit de 1350 millions de francs pour l’année sous
revue. 10

ÉTUDES / STATISTIQUES
DATE: 31.12.2000
FRANÇOIS BARRAS

Malgré un premier semestre de forte vitalité économique, la Suisse a marqué le coup de
la conjoncture internationale dès le milieu de l’année sous revue. Victime du fort
ralentissement de l’économie et du commerce mondiaux, les exportations ont perdu
de l’élan. Le taux de croissance du PNB, de 3,3% en 2000, est descendu à 1,6%. Les
exportations n’ont enregistré qu’une augmentation de 6,2% (valeur nominale), contre
11,2% l’année précédente. Elles ont représenté une somme totale de 110 969,9 millions
de francs. Principaux secteurs concernés : la chimie et les appareils électroniques
(58,2% des exportations pour ces deux activités). L’Allemagne (22,4%), la France (9,1%)
et l’Italie (7,9%) ont été les trois principaux clients européens (la zone UE représente
61% des exportations suisses), alors que les Etats-Unis (10,9%) furent le plus important
client non européen. 11

ÉTUDES / STATISTIQUES
DATE: 30.12.2001
FRANÇOIS BARRAS

La somme totale des importations suisses a représenté un montant de 110'488,7
millions de francs, soit une augmentation de 4,2% (valeur nominale) par rapport à
l’année précédente. Appareillage électronique et chimie (en tout, 42,7%) ont constitué
les principales importations, achetées principalement à l’UE (79,8% du total des
importations). Parmi les pays européens, l’Allemagne (32,1%), la France (10,9%) et l’Italie
(10,2%) se retrouvent en tête. Les Etats-Unis ont représenté 5,4% des importations
totales. 12

ÉTUDES / STATISTIQUES
DATE: 31.12.2001
FRANÇOIS BARRAS
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Economie

Politique économique

Situation et politique conjoncturelle

Das starke Wachstum der Weltwirtschaft hielt an. Als Konjunkturlokomotive wirkten
weiterhin die USA. Da sich auch in den europäischen Staaten das Wachstum wieder
beschleunigte, nahm im Bereich der OECD das reale Bruttoinlandprodukt im Mittel um
4% zu (1999: 3%); damit wurde der langfristige Durchschnitt von 2,6% deutlich
übertroffen. Kaum aus der Stagnation lösen konnte sich allerdings Japan. Wieder auf
dem Wachstumspfad befanden sich hingegen die meisten südostasiatischen
Schwellenländer. Nach dem Einbruch im Vorjahr entwickelten sich die Mehrzahl der
Volkswirtschaften der mittel- und osteuropäischen Reformstaaten inkl. Russlands
wieder positiv. Mit Ausnahme Argentiniens traf dies auch für die lateinamerikanischen
Länder zu.

Die Teuerung verdoppelte sich in den OECD-Staaten beinahe; sie blieb aber mit
durchschnittlich 2,8% auf einem im Vergleich zu früheren Hochkonjunkturphasen
niedrigen Niveau. Die Beschäftigung nahm, ausser in Japan, weiterhin zu. Namentlich in
der EU wirkte sich dies auch auf die Arbeitslosenquote aus, die auf 8,2% sank; in
Frankreich und Deutschland unterschritt sie zum ersten Mal seit vielen Jahren wieder
die 10%-Marke. 13

ÉTUDES / STATISTIQUES
DATE: 03.01.2000
HANS HIRTER

Die Weltwirtschaft blickte auf ein schwieriges Jahr 2011 zurück. Das globale
Wirtschaftswachstum schwächte sich in der zweiten Jahreshälfte deutlich ab. Im
September erwartete der Internationale Währungsfonds (IWF) für 2011 eine
Wachstumsrate von 3 Prozent. Im Vorjahr hatte diese noch rund 4 Prozent betragen.
Besorgniserregend präsentierte sich die Lage in den Industriestaaten. In Nordamerika
und in Europa lähmten die hohen Staatschulden und die Konsolidierungsprogramme
die konjunkturelle Entwicklung. Das Wirtschaftswachstum beider Kontinente
verlangsamte sich im Laufe des Jahres. Die Vereinigten Staaten wuchsen 2011 mit 1,7
Prozent und die Euro-Zone mit 1,5 Prozent. Obwohl alle europäischen
Volkswirtschaften von einem Abwärtstrend erfasst wurden, waren zum Teil markante
Unterschiede zu beobachten. Während sich Deutschland, Skandinavien und die meisten
osteuropäischen Staaten durch ansehnliche Wachstumsraten auszeichneten, kam der
Wachstumsmotor in Frankreich, Spanien sowie in den Benelux-Staaten zum Erliegen.
Italien und Grossbritannien fielen nach der Wirtschafts- und Finanzkrise von 2008 in
die Rezession zurück (sogenanntes Double-Dip Phänomen). Die krisengeschüttelten
Volkswirtschaften Portugals und Griechenlands entwickelten sich weiterhin lethargisch.
Sie wiesen in sämtlichen Quartalen negative Wachstumsraten auf. Dasselbe Schicksal
ereilte auch Japan, der drittgrössten Volkswirtschaft der Welt. Aufgrund der Tsunami-
Katastrophe und des Atomunglücks in Fukushima, einer Flutkatastrophe in Thailand, wo
zahlreiche Produktionsstätten japanischer Unternehmungen in Mitleidenschaft gezogen
wurden sowie der unabhängig von diesen Ereignissen generell sinkenden Nachfrage
nach inländischen Gütern auf dem Weltmarkt wurde Japan im Berichtsjahr schwer
geprüft. Weit dynamischer entwickelten sich dagegen die Schwellenländer. Deren
Wachstumsraten verharrten auf einem hohen Niveau, wobei sich diese in der zweiten
Jahreshälfte ebenfalls abschwächten. Somit konnten sich die Schwellenländer der
Konjunkturverlangsamung in den Industriestaaten nicht gänzlich entziehen. 14

ÉTUDES / STATISTIQUES
DATE: 28.12.2011
LAURENT BERNHARD

Die Weltwirtschaft fand auch im Berichtsjahr nicht auf einen soliden Wachstumskurs
zurück. Gemäss dem Internationalen Währungsfonds verharrte das globale
Wirtschaftswachstum auf 3,2%. Die Industriestaaten wiesen ein Wachstum von
lediglich 1,3% aus, was gegenüber dem Vorjahr einer Abnahme um 0,3 Prozentpunkte
entsprach. Besorgniserregend präsentierte sich die Situation in Westeuropa. Mehrere
Volkswirtschaften gerieten an den Rand einer Rezession (Grossbritannien, Irland,
Frankreich, Belgien, Niederlande und Österreich). Auch der Wachstumsmotor der
deutschen Wirtschaft liess stark nach. Immerhin nahm dort das Bruttoinlandprodukt im
Jahresvergleich um 0,9% zu. Derweil verschärften sich in den stark verschuldeten
Ländern Südeuropas die rezessiven Tendenzen. Die Abwärtsspirale setzte sich aufgrund
der schwachen Nachfrage nach inländischen Gütern, der einschneidenden staatlichen
Sparprogramme und der fragilen Lage des Finanzsystems fort. Im Jahre 2012
schrumpfte das Wachstum der Euro-Zone um 0,4%. Immerhin führte die Verhinderung

ÉTUDES / STATISTIQUES
DATE: 01.01.2012
LAURENT BERNHARD
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einer Eskalation der Euro-Schuldenkrise zu einer gewissen Beruhigung an den
Finanzmärkten. Die Europäische Zentralbank (EZB) schuf im Spätsommer die
Voraussetzungen, um einen Kollaps der Währungsunion abzuwenden, indem sie sich im
Notfall dazu bereit erklärte, unbegrenzt Staatsanleihen aufzukaufen. Zudem wurden die
provisorischen Rettungsschirme EFSF und EFSM durch den permanenten Europäischen
Stabilitätsmechanismus (ESM) ersetzt, wodurch die zur Verfügung stehenden Mittel
erhöht wurden. Explizit wurde unter der neuen Institution die Rettung von
systemrelevanten Banken ermöglicht. Dynamischer zeigte sich die wirtschaftliche
Entwicklung in den Vereinigten Staaten. Nicht zuletzt dank robuster Konsumnachfrage
und dem sich erholenden Immobilienmarkt wuchs die US-Wirtschaft um 2,3%
(gegenüber 1,8% im Vorjahr). Für Unsicherheit sorgte jedoch Ende Jahr ein
Budgetstreit. Erst Anfang Januar 2013 kam im Kongress eine Teileinigung zu Stande,
welche das Auslaufen von Steuervergünstigungen und die automatische Inkraftsetzung
von Sparmassnahmen verhinderte. Von dieser als « fiscal cliff » bezeichneten
Kombination wären negative Wachstumsimpulse ausgegangen. Zu einem spektakulären
Aufschwung kam es in Japan, wo im Zuge eines Regierungswechsels eine weitere
Lockerung der Geldpolitik vorgenommen wurde. Nach einem Rückgang von 0,6% im
Vorjahr registrierte die drittgrösste Volkswirtschaft ein Wachstum von 2,0%. Die
aufstrebenden Schwellenländer wuchsen insgesamt um 5,1%, womit ein Rückgang von
0,4 Prozentpunkten resultierte. Die Schwierigkeiten der Industriestaaten wirkten sich
negativ auf die Exportvolumen und die Rohstoffpreise aus. 15

Entgegen den optimistischen Erwartungen der Konjunkturauguren trat im Berichtsjahr
keine Beschleunigung der Weltwirtschaft ein. Gemäss dem Internationalen
Währungsfonds (IWF) verharrte das globale Wirtschaftswachstum auf 3,3%. Im Vorjahr
hatte dieses 3,2% betragen. Das Bruttoinlandprodukt (BIP) der Industriestaaten wuchs
um lediglich 1,3%. Die Volkswirtschaften der Europäischen Union (EU) traten an Ort
(+0,1%), wobei in der Euro-Zone (EU-17) gar ein BIP-Rückgang von 0,4% resultierte. Zu
einer merklichen Verlangsamung kam es in Deutschland, wo das BIP-Wachstum nur
noch 0,4% betrug (gegenüber 0,9% im Vorjahr). Während in Frankreich und Österreich
(jeweils +0,3%) ebenfalls leicht positive Werte registriert wurden, verblieben die
südeuropäischen Volkswirtschaften in einer tiefen Krise. So schrumpfte Spanien um
1,2%, Portugal um 1,6%, Italien um 1.9% und Griechenland gar um 3,7%. Weit
dynamischer entwickelten sich die Vereinigten Staaten. Nicht zuletzt dank einer
robusten Konsumnachfrage und dem sich weiter erholenden Immobilienmarkt wuchs
die US-Wirtschaft um 1,9% (gegenüber 2,3% im Vorjahr). Für eine Wachstumsdelle
sorgte im letzten Quartal allerdings der auf Bundesebene ausgetragene Budgetstreit. Da
sich die beiden Parlamentskammern nicht auf eine Erhöhung der Schuldenobergrenze
einigen konnten, kam es am 30. September zu einem so genannten “government
shutdown“. Rund 800 000 Staatsangestellte wurden in unbezahlte Zwangsferien
geschickt. Am 16. Oktober konnte der Haushaltsnotstand beendet werden, als sich im
Repräsentantenhaus eine im Senat ausgearbeitete Kompromisslösung durchsetzte. Die
japanische Volkswirtschaft wies ihrerseits eine Wachstumsrate von 1,7% aus, die in
erster Linie dank einer expansiven Geldpolitik und steigenden Exporten zu Stande kam.
Das aggregierte Bruttoinlandprodukt der Schwellen- und Entwicklungsländer stieg um
4,7%. Als Wachstumstreiber erwiesen sich vor allem die asiatischen Schwellenländer
sowie die Länder der südlichen Sahara, deren Wirtschaftsleistung insgesamt um 5,4%
expandierte. 16

ÉTUDES / STATISTIQUES
DATE: 01.01.2013
LAURENT BERNHARD

Gemäss den Angaben des Internationalen Währungsfonds (IWF) wuchs die
Weltwirtschaft 2014 "bescheidene" 3,4%. Damit verharrte die Wachstumsrate auf dem
Niveau der Vorjahre. Während das aggregierte Bruttoinlandprodukt (BIP) der
Industrienationen um 1,8% zunahm und im Vergleich zu den Vorjahren wieder etwas an
Dynamik hinzugewinnen konnte, verlangsamte sich das Wachstum der Entwicklungs-
und Schwellenländer von 5,0% im Vorjahr auf 4,6%. Gleichwohl trugen diese Länder
drei Viertel zum globalen Wirtschaftswachstum bei. Das Wachstum der
Volkswirtschaften der Europäischen Union (EU) enttäuschte zwar gerade in der ersten
Jahreshälfte einige Prognostiker, vermochte aber den positiven Trend mit einem
Anstieg auf 1,4% fortzusetzen. Dass die einzelnen Wachstumspfade der EU-Staaten
jedoch immer noch stark divergierten, zeigten auch die Schweizer Nachbarländer:
Während Deutschland im Vergleich zum vergangenen Jahr wieder zuzulegen vermochte
und um 1,6% wuchs, traten Frankreich (0,4%) und Österreich (0,3%) weiterhin praktisch
unverändert an Ort. Italien vermochte sich seinerseits zwar wie Deutschland im
Vergleich zum Vorjahr zu fangen, hatte gleichwohl aber einen BIP-Rückgang von 0,4%

ÉTUDES / STATISTIQUES
DATE: 01.01.2014
DAVID ZUMBACH
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zu verzeichnen. Damit fiel die viertgrösste Volkswirtschaft der EU auch im Vergleich zu
den anderen südeuropäischen Volkswirtschaften ab. Spanien (1,4%), Portugal (0,9%)
und Griechenland (0,8%), die sich wie Italien in den Vorjahren in einer Rezession
befanden, waren 2014 allesamt moderat gewachsen. Griechenland konnte zuletzt 2007,
Spanien und Portgual 2010 positive Wachstumsraten ausweisen. Als Treiber hinter dem
leichten Aufschwung machte der IWF die vom tiefen Ölpreis angekurbelte
Konsumnachfrage aus. Erneut deutlich dynamischer entwickelten sich die Vereinigten
Staaten (2,4%), die wie Europa vom sinkenden Ölpreis profitierten, deren
Konsumnachfrage zusätzlich aber auch durch die verringerte Arbeitslosenrate
stimuliert werden konnte. Wenig überraschend kam der Rückgang des chinesischen
BIP-Wachstums von 7,8% im Vorjahr auf 7,4%, der auf ein rückläufiges
Investitionswachstum und Bereinigungen im Immobilienmarkt zurückgeführt wurde. 17

Nach Schätzungen des Internationalen Währungsfonds (IWF) ist die Weltwirtschaft
2015 um 3,1% gewachsen. Zu Beginn des Jahres hatten die Ökonomen des IWF mit
einem Wachstum von circa 3,5% gerechnet, was dem Niveau des Vorjahres
entsprochen hätte. Das Wachstum der Entwicklungs- und Schwellenländer ist im
fünften Jahr in Folge zurückgegangen und betrug, nach 4,6% im Vorjahr, 2015 noch
4,0%. Trotzdem machte das Wachstum dieser Länder über 70% des globalen
Wirtschaftswachstums aus. Das aggregierte Bruttoinlandprodukt (BIP) der
Industrienationen hat 2015 um 1,9% zugenommen. Das Wachstum beschleunigte sich
damit erneut leicht. In den Vorjahren hatten die Wachstumsraten 1,8% (2014) bzw. 1,2%
(2013) betragen. Auch die Wirtschaftsleistung der Europäischen Union (EU) entwickelte
sich positiv. Mit einem Wachstum von 2,0% vermochte die EU im Vergleich zu den
Vorjahren, als das Wachstum 1,4% (2014) bzw. 0,3% (2013) betragen hatte, wieder etwas
an Fahrt aufzunehmen. Dies traf auch auf drei der vier an die Schweiz angrenzenden
EU-Staaten zu. Das Wachstum entwickelte sich in Frankreich, Österreich und Italien
positiv. Frankreich und Österreich, die 2014 0,4% bzw. 0,3% gewachsen waren,
steigerten 2015 ihre Wirtschaftsleistung um 1,1% bzw. 0,9%. Italien, das in einer
Rezession gesteckt hatte, verzeichnete mit einem Wachstum von 0,8% erstmals seit
2011 wieder eine positive Entwicklung des Bruttoinlandprodukts. Im Gegensatz dazu
verzeichnete Deutschland einen leichten Rückgang des Wachstums von 1,6% auf 1,5%,
blieb aber die am stärksten wachsende Volkswirtschaft der Schweizer Nachbarländer.
Erneut dynamisch entwickelten sich die Vereinigten Staaten (2,4%, wie im Vorjahr), die
wie Europa von einem tiefen Ölpreis und der dadurch angekurbelten Konsumnachfrage
profitierten. Wenig überraschend kam der Rückgang des chinesischen BIP-Wachstums
von 7,3% im Vorjahr auf 6,9%, der laut den Ökonomen des IWF auf den Umbau der
chinesischen Volkswirtschaft zurückzuführen ist. 18

ÉTUDES / STATISTIQUES
DATE: 01.01.2015
DAVID ZUMBACH

Le Groupe d'experts de la Confédération a publié ses prévisions pour la conjoncture
helvétique 2017 et 2018. Dans l'ensemble, le Groupe table sur une croissance du PIB de
+1.6% en 2017 et +1.9% en 2018. Les estimations pour 2017 ont d'ailleurs été revues à la
baisse. La faible croissance du PIB suisse pour le 2ème semestre 2016 a été mise sur le
banc des accusés. Néanmoins, selon le Groupe, ce léger ralentissement ne devrait être
que passager. La hausse des exportations de marchandises et la croissance de la
demande intérieure, sous l'effet de la dynamique positive du marché du travail et de la
croissance démographique, devraient garantir une reprise solide de la croissance du
PIB helvétique. Par exemple, le Groupe d'expert mise sur une croissance de l'emploi de
0.4% en 2017. Grâce à cette dynamique, le taux de chômage devrait baisser jusqu'à
3.2% en moyenne annuelle en 2017. Finalement, bien que la conjoncture internationale
paraisse positive, plusieurs incertitudes potentielles ne doivent pas être sous-estimées.
La future politique économique et commerciale de l'administration Trump aux États-
Unis, l'élection présidentielle française, les modalités du Brexit ou encore l'évolution du
secteur bancaire italien pourraient fortement pénaliser la conjoncture suisse. 19

ÉTUDES / STATISTIQUES
DATE: 21.03.2017
GUILLAUME ZUMOFEN

Le tourisme helvétique a le sourire. L’année 2018 a connu une croissance de 3,8 pour
cent des nuitées hôtelières (38,8 millions de nuits). Cette hausse est à mettre au crédit
du retour des touristes européens (+3,7 %), et notamment français et allemand, la
hausse des hôtes suisses (+2,9 %), mais également des touristes américains (+10,1 %) et
asiatiques. Si Suisse Tourisme se réjouit de cette tendance positive, elle met en
perspective des chiffres largement inférieur aux performances du début des années
2000. 20
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Concurrence

Im April veröffentlichte das Staatssekretariat für Wirtschaft (SECO) eine Studie zu den
Auswirkungen der Revision des Bundesgesetzes über technische Handelshemmnisse
(THG). Die Teilrevision des THG stand im grösseren Rahmen der Bestrebungen des
Bundesrates, den Wettbewerb im Binnenmarkt Schweiz zu stärken. Mit der Einführung
des Cassis-de-Dijon-Prinzips, wonach Produkte automatisch in der Schweiz zugelassen
waren, die nach den nationalen Vorschriften eines EU-/EWR-Staates hergestellt
wurden, sollte ein tieferes Preisniveau zum Vorteil der KonsumentInnen und der
Schweizer Exportfirmen erzielt werden. Die Studie des SECO konnte im Rahmen eines
Vergleichs von 150 Produkten in der Schweiz gegenüber den vier Nachbarländern
Deutschland, Frankreich, Italien und Österreich aber keine signifikante Preisreduktion
nachweisen. Der dominante Einfluss der Aufwertung des Schweizer Frankens auf die
relativen Preise stellte für die Auswertung allerdings eine erhebliche Erschwernis dar. 21

ÉTUDES / STATISTIQUES
DATE: 25.04.2013
LAURENT BERNHARD

Für Aufsehen sorgten im Juni die Ergebnisse eines unter der Federführung von
Eurostat, dem statistischen Amt der Europäischen Union (EU), durchgeführten
Preisvergleichs von Gütern und Dienstleistungen. Demnach lag das Schweizer
Preisniveau im Jahre 2012 im Durchschnitt 58 Prozent über dem EU-Mittel und rund
45% über jenem der vier Nachbarländer und der drei Benelux-Staaten. Öffentliche
Dienstleistungen lagen in der Schweiz 90 Prozent über dem EU-Durchschnitt, während
Bildungsdienstleistungen gar mehr als 2,5 Mal teurer waren. 22

ÉTUDES / STATISTIQUES
DATE: 25.06.2013
LAURENT BERNHARD

Crédit et monnaie

Politique monétaire

Der Kurs des Schweizer Frankens entwickelte sich gegenüber den andern für die
Wirtschaft wichtigen Währungen uneinheitlich. Der amerikanische Dollar setzte den im
Frühjahr 1985 eingeleiteten Sturzflug vorerst fort. Er sank von über 2 Franken im Januar
auf rund CHF 1.65 im August und stabilisierte sich dann. Zu Jahresende wurde der
Dollar noch zu CHF 1.62 gehandelt. Eine ähnliche, wenn auch nicht ganz so ausgeprägte
Abwertung ergab sich beim britischen Pfund. Leicht an Wert verloren haben gegenüber
dem Franken ferner die Währungen Frankreichs und Italiens. Die für den Aussenhandel
besonders wichtigen Kurse der D-Mark und des Yen blieben nahezu unverändert. Der
mit den Exporten in die 15 bedeutendsten Handelspartnerländer gewichtete Index der
Fremdwährungskurse stieg im Jahresdurchschnitt um 9.4 Prozent an ; infolge der in der
Schweiz relativ niedrigen Teuerungsrate betrug die reale Aufwertung jedoch bloss 6.7
Prozent. Erstmals seit 1983 hat sich die Nationalbank – allerdings in bescheidenem
Umfang – im Oktober an den Devisenmarktinterventionen massgebender europäischer
Notenbanken zur Stützung des Dollars beteiligt. Da die fundamentalen Wirtschaftsdaten
für einen weiteren Wertverlust der amerikanischen Währung sprachen, bestand das Ziel
dieser Aktionen nicht im Einleiten einer Trendumkehr, sondern in der Verhinderung
eines abrupten Kurssturzes. 23

ÉTUDES / STATISTIQUES
DATE: 31.12.1986
HANS HIRTER

Der Aufwärtstrend des Schweizer Frankens setzte sich 1993 fort. Nicht zuletzt
profitierte der Franken auch von den anhaltenden Turbulenzen im Europäischen
Währungssystem (EWS). Eine Beruhigung im EWS trat erst am 2. August ein, als die
Mitgliedstaaten des EWS eine Flexibilisierung durch die Erweiterung der zulässigen
Bandbreiten auf maximal 15 Prozent beschlossen. Der exportgewichtete
Wechselkursindex der Schweizer Währung lag im Jahresdurchschnitt nominell um 4.1
Prozent und real um gut 3 Prozent über dem Vorjahresniveau. Der nominelle Anstieg
betrug gegenüber der DM und dem FF fünf Prozent resp. 5.3 Prozent; gegenüber der
italienischen Lira und dem englischen Pfund, die 1992 aus dem EWS ausgeschieden
waren, betrug die Aufwertung 16 Prozent resp. 1 Prozent. Abgeschwächt hat sich der
Franken hingegen gegenüber dem US-Dollar (nominell –5%) und dem Yen (–17%). Die
Nationalbank sah sich 1993 zu keinen Interventionen am Devisenmarkt veranlasst. 24

ÉTUDES / STATISTIQUES
DATE: 31.12.1993
HANS HIRTER
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Das Berichtsjahr war durch einen weiteren Wertverlust des amerikanischen Dollars
gegenüber den Währungen Deutschlands (-9.1% von Januar bis Dezember) und der
Schweiz (-14.2%) gekennzeichnet. Der japanische Yen, der zuerst ebenfalls stark an
Wert gegenüber dem Dollar gewonnen hatte, geriet in eine Krise und wurde zu
Jahresende sogar um 1.6 Prozent tiefer bewertet als der US-Dollar. Innerhalb des
Europäischen Währungssystems (EWS) vermochten sich die Währungen Spaniens und
Portugals nicht zu behaupten und mussten anfangs März abgewertet werden. Mühe
bekundete auch der Französische Franken der nur mit Stützungsmassnahmen der
Nationalbank (Erhöhung der Leitzinsen) auf Kurs gehalten werden konnte. Wertverluste
gegenüber der D-Mark verzeichneten auch die ausserhalb des EWS stehenden
Währungen Italiens und Grossbritanniens. 25

ÉTUDES / STATISTIQUES
DATE: 31.12.1995
HANS HIRTER

Der Schweizer Franken steigerte 1995 seinen Wert erneut gegenüber den meisten
anderen Währungen. Im Jahresendvergleich (Mittelwert Dezember, nominal) war der
Anstieg vor allem gegenüber dem japanischen Yen (16.1%) und dem US-Dollar (14.2%),
aber auch gegenüber den ausserhalb des EWS stehenden Währungen Grossbritanniens
(15.6%) und Italiens (11.4%) ausgeprägt. Schwächer war die Aufwertung gegenüber der
D-Mark und dem französischen Franken (4.6% resp 4.7%). Der mit den Währungen der
wichtigsten Handelspartner exportgewichtete nominelle Kurs lag im Dezember um 6.9
Prozent höher als vor Jahresfrist, im Jahresmittel betrug der Anstieg 5.7 Prozent. In
realen Werten fiel infolge der niedrigeren schweizerischen Inflationsrate die Zunahme
mit 7.6 Prozent resp. 5.9 Prozent sogar noch etwas stärker aus. 26

ÉTUDES / STATISTIQUES
DATE: 31.12.1995
HANS HIRTER

Infrastructure et environnement

Transports et communications

Politique des transports

Im internationalen Rahmen werden mit der Alpentransitbörse (ATB), einem
Emissionshandelssystem (EHS) und dem Mautansatz (Toll+) drei Lenkungsinstrumente
zur Verlagerung des alpenquerenden Gütertransits auf die Schiene erwogen. Über die
informelle Gesprächsplattform Suivi de Zurich soll eine gemeinsame Lösung für den
gesamten Alpenbogen gefunden werden. Daran beteiligen sich neben der Schweiz
Frankreich, Deutschland, Italien, Österreich und Slowenien sowie die EU im
Beobachterstatus. Im Berichtsjahr wurden zwei Studien publiziert, welche die
diskutierten Ansätze zur Verkehrslenkung vertiefen. Die vom Lenkungsausschuss des
Suivi de Zurich bestellte Studie „Albatras“ stellte in einem ersten Schritt die
Vergleichbarkeit der drei Lenkungsinstrumente her und arbeitete in insgesamt 21
Szenarien die Auswirkungen heraus, die bei einem gesonderten oder kombinierten
Einsatz zu erwarten wären. Im Mai des Berichtsjahrs bestellte der Lenkungsausschuss
zwei weitere Berichte, die sich mit den wirtschaftlichen Auswirkungen der diskutierten
Systeme sowie den rechtlichen Rahmenbedingungen (Vereinbarkeit mit nationalem und
EU-Recht sowie mit bestehenden internationalen Abkommen; Prinzip der
Nichtdiskriminierung) beschäftigen. Die zweite, im Auftrag des Bundesamts für Verkehr
(BAV) erstellte Studie befasste sich mit den regionalen Auswirkungen einer
Alpentransitbörse. Die Autoren stellten fest, dass sich die ATB als Lenkungsinstrument
grundsätzlich eignet. Als Begleitmassnahme zugunsten der betroffenen
strukturschwachen Regionen wurde jedoch eine vollständige Ausnahme der Lokal- und
Kurzstreckenverkehrs (im Umkreis von 40 bzw. 150 bis 200 km um den Alpenkamm) von
der ATB empfohlen. Gleichzeitig wiesen die Autoren des Berichts auf den Widerspruch
einer solchen Ausnahmeregelung zum Nichtdiskriminierungsverbot der EU hin. 27

ÉTUDES / STATISTIQUES
DATE: 31.05.2011
SUZANNE SCHÄR
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Politique sociale

Population et travail

Evolution de la population

Die ständige Wohnbevölkerung der Schweiz ist gemäss Angaben des Bundesamts für
Statistik (BFS) 2015 um 89'500 Personen gewachsen und betrug am Ende des Jahres
8'327'100. Die Wachstumsrate lag mit 1,1% unter dem Niveau der Vorjahre. Der
Wanderungssaldo wie auch ein Geburtenüberschuss trugen zum
Bevölkerungswachstum bei. Der Wanderungssaldo war mit 71'900 Personen
schweizerischer und ausländischer Nationalität zwar immer noch der Haupttreiber der
wachsenden Bevölkerungszahl, nahm im Vergleich zum Vorjahr aber um 5,7% ab.
Bereits 2013 und 2014 war das Wachstum des Wanderungssaldos zurückgegangen. Für
den Löwenanteil der Wanderungsbewegungen zeichneten sich Menschen aus Italien,
Frankreich, Deutschland, Portugal und Spanien verantwortlich. Auf kantonaler Ebene
war die Bevölkerungszunahme in Zug (1,7%), Waadt (1,6%) und Genf (1,5%) am grössten.
In Neuenburg und Graubünden wuchs die Bevölkerung nur um 0,4%. Im Kanton Uri
schrumpfte die Bevölkerungszahl gar. Die Kantone Genf, Basel-Stadt und Waadt
registrierten im Verhältnis zur Bevölkerungszahl die meisten Ein- und Auswanderungen.
Bei der zweiten Wachstumskomponente, der natürlichen Bevölkerungsbewegung,
unterschied sich die Schweiz mit einem Geburtenüberschuss von 19'000 Personen von
vielen Ländern der Europäischen Union (EU): Deutschland, Griechenland, Italien oder
Portugal etwa verzeichneten 2015 mehr Todesfälle als Geburten. Unterschiede im
Geburtenüberschuss existierten 2015 aber auch innerhalb der Schweiz. So
verzeichneten das Tessin, Schaffhausen, Basel-Stadt und Uri mehr Todesfälle als
Geburten. 

2015 erreichte die Zahl der ausländischen Staatsangehörigen mit ständigem Wohnsitz in
der Schweiz erstmals die 2-Millionen-Grenze, was 24,6% der ständigen
Wohnbevölkerung entsprach. Die grössten Ausländergruppen in der Schweiz waren
italienischer, deutscher, portugiesischer, französischer und kosovarischer
Staatsangehörigkeit. Auf sie entfielen über die Hälfte aller ausländischen
Staatsangehörigen mit ständigem Wohnsitz in der Schweiz (54%). Auf kantonaler Ebene
verzeichneten Genf (41%), Basel-Stadt (35%) und Waadt (34%) die höchsten
Ausländeranteile. In den Kantonen Obwalden, Jura, Nidwalden, Uri und Appenzell-
Innerrhoden waren weniger als 15% der Wohnbevölkerung ausländische
Staatsangehörige. 28

ÉTUDES / STATISTIQUES
DATE: 26.08.2016
DAVID ZUMBACH

En 2016, la Suisse a connu plus de naissances et moins de décès. En comparaison à
2015, le nombre de naissances a cru de 1.5% (2015: 86'559; 2016: 87'883). Cette hausse
s'explique par l'augmentation de nouveau-nés de nationalité étrangère. L'indicateur
conjoncturel de fécondité est toujours de 1,5 enfant par femme. Les cantons de
Genève, du Jura, de Schwyz, du Tessin et de Nidwald sont les seuls à enregistrer une
baisse des naissances. Le nombre de décès a diminué de 3.9% (2015: 67'606; 2016:
64'964). Au niveau cantonal, cette tendance s'est également observée, sauf dans les
cantons de Schaffhouse, de Thurgovie, du Jura, de Zoug, de Glaris et d'Appenzell
Rhodes-Intérieures. Seuls le Tessin, le Jura et Uri enregistrent plus de décès que de
naissances. L'espérance de vie à la naissance a progressé. Celle des hommes est de 81,5
ans et celle des femmes de 85,3 ans. 
La population résidente permanente s'est accrue de 1.1%, soit 92'424 âmes
supplémentaires par rapport à 2015. Cela s'explique en partie par le mouvement naturel
de la population (différence entre le nombre de naissances et de décès: 22'919). L'autre
raison provient du solde migratoire (immigration: 191'683 personnes; émigration:
120'653). Par conséquent, la Suisse compte 8'419'550 individus, soit 4,25 millions de
femmes (50.4%) et 4,17 millions d'hommes (49.6%). Tous les cantons ont vu leur
population augmenter. Les cantons de Zurich, de Zoug et d'Argovie ont le taux
d'accroissement le plus élevé, avec +1.5%. Appenzell Rhodes-Intérieures affiche le taux
le plus faible avec +0.2%. 
Plus de personnes ont obtenu la nationalité suisse en 2016 (2015: 40'689 personnes;
2016: 42'937). La Suisse possède la part d'étrangers la plus élevée (24.5%) en
comparaison avec ses voisins (Italie 9.7%; Allemagne 13.3%, France 11.8%; Autriche
18.2%). C'est à Genève, Bâle-Ville et dans le canton de Vaud qu'il y a les plus fortes
proportions d'habitants de nationalité étrangère (respectivement 40%, 36% et 34%). A
l'inverse, Appenzell Rhodes-Intérieures affiche 11% et Uri 12%, suivis de Nidwald (14%)
ainsi que du Jura et d’Obwald (tous deux 15%). Sur les 2,1 millions de personnes de
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nationalité étrangère résidentes en Suisse, 403'622 sont nées sur le territoire
helvétique. Deux tiers des personnes nées à l'étranger proviennent de l'UE ou d'un Etat
de l'AELE. Les nationalités les plus représentées sont l'Italie (316'525 individus),
l’Allemagne (303'525), le Portugal (268'660), la France (126'970), le Kosovo (109'352),
l’Espagne (83'337), la Serbie (68'767), la Turquie (68'744), la Macédoine (65'486) et
l’Autriche (41'855). A l'étranger, en 2016, vivaient 774'923 Suissesses et Suisses,
principalement établis en Europe. 29

Par rapport à 2017, la population de la Suisse a crû de 0.7 point de pourcentage en
2018, soit de 60'400 personnes. La Suisse a enregistré son plus faible accroissement
démographique depuis les dix dernières années. Elle compte actuellement 8'544'000
individus. Les effectifs ont augmenté partout, sauf dans les cantons de Neuchâtel (-0.1
point de pourcentage) et du Tessin (-0.6 point de pourcentage). Schwyz et Fribourg ont
obtenu la plus forte hausse d'habitants grâce aux migrations internes (+1.2 point de
pourcentage). Le Valais a également pu bénéficier de l'exode de la population d'autres
cantons, alors que Genève, Neuchâtel et Bâle-Ville en ont souffert. En 2018, environ
12% de la population résidait dans les villes de Zürich (415'400 habitants), de Genève
(201'800), de Bâle (172'300), de Lausanne (139'100) et de Berne (133'900). La plus petite
commune de Suisse, Corippo (TI), était composée de 11 habitants. 
Au cours de l'année sous revue, la part des jeunes âgés entre 0 et 19 n'a plus dépassé
celle des personnes âgées (65 ans ou plus) dans le canton d'Uri. Cette inversion s'est
déjà produite dans les cantons de Bâle-Ville (avant 1981), du Tessin (2006), de
Schaffhouse (2009), Bâle-Campagne (2011), Berne (2012), des Grisons (2013), de Nidwald
(2015) de Glaris (2016) et de Soleure (2017). 
Alors que l'accroissement naturel a progressé de 1.7 point de pourcentage (87'851
naissances; 67'088 décès), le solde migratoire a, lui, reculé de 13.2 points de
pourcentage par rapport à l'année précédente. Il y a eu davantage d'émigrations (+4.2
points de pourcentage; 130'225 cas) et une réduction du nombre d'immigrations (-0.5
point de pourcentage; 170'085). La part des ressortissants étrangers dans l'ensemble de
la population a avoisiné, cette année encore, les 25%. L'Italie (319'3000 individus;
14.9%), l'Allemagne (306'200; 14.3%), le Portugal (263'300; 12.3%) et la France (134'800;
6.3%) étaient encore les nationalités les plus représentées en Suisse. La population
portugaise a légèrement diminuée par rapport à l'année dernière (2017:266'557; 2018:
263'300). 30

ÉTUDES / STATISTIQUES
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Marché du travail

D’après le quatorzième rapport de l’Observatoire sur la libre circulation des
personnes entre la Suisse et l’UE, le solde migratoire par rapport à l'UE/AELE se
montait à 31'250 personnes pour l’année 2017. Par rapport à 2016, il y a eu un recul de 11
points de pourcentage. En incluant l’immigration en provenance des Etats tiers, le bilan
migratoire atteignait 53'950 individus. Les immigrés de l’Europe du Sud ont été moins
nombreux en raison de l’amélioration de leurs perspectives d’emplois sur leur marché
du travail. L’immigration allemande et française est restée stable, alors que le Portugal a
affiché un solde négatif. Les Bulgares et les Roumains ont été les plus nombreux à
immigrer. Toutefois, la Suisse n'est toujours pas le pays prioritaire pour la main-
d’œuvre en provenance d'Europe de l'Est. La libre circulation des personnes a su
satisfaire la demande en main-d’œuvre bien qualifiée de ces dernières années. Ainsi,
54% des immigrés étaient titulaires d’une formation tertiaire – les Français
représentaient 70%, les Allemands 63%, les Italiens 50% et les Portugais 13%. Ils ont pu
occuper des postes correspondant à leur niveau de qualification et également
percevoir des salaires similaires à ceux de la population résidente présentant les
mêmes caractéristiques. Néanmoins, les immigrés qualifiés d'Europe du Sud et de l'Est
ne sont parfois pas parvenus à maximiser leurs diplômes de formation, engendrant des
écarts salariaux. Une des explications serait les lacunes linguistiques. Alors que la
demande de main-d’œuvre qualifiée est toujours soutenue, la main-d’œuvre aux
qualifications moins élevées est aussi recherchée. En effet, la proportion de personnes
sans formation scolaire post-obligatoire a nettement reculé ces dernières années en
Suisse. En raison de la législation helvétique, il n’est plus possible de recruter de la
main-d’œuvre faiblement qualifiée dans les Etats tiers, si bien que ce besoin est
également couvert par les immigrés de la zone UE, notamment d’Europe du Sud et de
l’Est. Le taux d’activité des ressortissants de l’UE s’élevait à 87.2% en 2017, contre 84%
en moyenne nationale et 84.4% pour les Suisses. Il n’y a pas eu de préjudice à la
population indigène. Le risque de chômage des Suisses est toujours bas, depuis des
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années, tandis que la participation des immigrés au marché du travail progresse. Il
ressort que les immigrés d’Europe du Sud et de l’Est sont davantage exposés à un
risque de chômage en raison de la structure de la formation et de l’emploi. D’après les
prévisions, en raison de l’amélioration conjoncturelle synchrone de la zone UE, les
entreprises suisses pourraient rencontrer des difficultés à recruter de la main d’œuvre
dans la zone UE. 31

Santé, assistance sociale, sport

Politique de la santé

Eine Studie, die ein Forscherteam unter der Leitung des Chefs des Tessiner
Gesundheitsdienstes durchführte, wies nach, dass in der Schweiz bezüglich der
Operationshäufigkeit grosse Unterschiede unter den Kantonen bestehen und dass
halbprivat oder privat Versicherte sowie Personen mit geringer Schulbildung besonders
oft operiert werden, Ärzte und ihre Familienangehörigen eher selten. Je nach Art der
Operation variieren die Eingriffe in den verschiedenen Kantonen, ohne dass in einem
bestimmten Kanton durchgehend am häufigsten operiert wird. Die Studie kam weiter
zum Schluss, dass die fünf häufigsten Eingriffe – Gebärmutter-, Blinddarm-, Mandel-,
Gallenstein- und Hüftgelenkoperationen – in der Schweiz zwei- bis dreimal so oft
durchgeführt werden wie in Frankreich. 32
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Enseignement, culture et médias

Médias

Radio et télévision

Im Auftrag des BAKOM erstellten Mitarbeiter des Büros Wagner-Hatfield in Brüssel eine
Studie über die Situation des Regionalfernsehens in Deutschland, Frankreich, Belgien
und Grossbritannien mit dem Ziel, Empfehlungen zur Verbesserung der angespannten
finanziellen Lage der Regionalfernsehsender in der Schweiz zu formulieren. Unter
anderem empfehlen die Autoren der Studie die Konzessionsbeschränkung von aktuell
maximal je zwei Radio- und Fernsehstationen pro Unternehmen zu lockern. Dabei
vertreten sie die Ansicht, dass publizistische Vielfalt auf anderem Wege erhalten oder
gefördert werden könne. Betreffend die finanzielle Unterstützung konstatieren die
Autoren, dass die lokalen Radio- und Fernsehstationen in der Schweiz vergleichsweise
stark durch Gebührengelder unterstützt werden, welche gemäss BAKOM zum
gegebenen Zeitpunkt bis zu 60% der Betriebskosten deckten. Nichtsdestotrotz
erachtet die Studie eine erweiterte, gezielte finanzielle Förderung als sinnvoll. 33
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